
C. Beseitigung der Presse- und Informationsfreiheit 
und des Postgeheimnisses

Den Bürgern der sowjetisch besetzten Zone wird in der 
Verfassung auch das Recht zugesichert, innerhalb der 
Schranken der für alle geltenden Gesetze ihre Meinung 
frei und öffentlich zu äußern. Die Verfassung legt fest, 
daß sich die Bürger zu diesem Zwecke friedlich und un- 
bewaffnet versammeln dürfen. Sie verbietet weiter jeg­
liche Pressezensur und garantiert die Einhaltung des Post­
geheimnisses. Mit diesen Bestimmungen der Verfassung 
wird den Bürgern der Sowjetzone das Recht auf Mei- 
nungs- und Informationsfreiheit garantiert. Es umfaßt 
neben der ausdrücklich erwähnten Pressefreiheit auch die 
Freiheit zur unabhängigen Berichterstattung durch jedes 
andere Ausdrucksmittel, insbesondere durch den Rund­
funk. Die Bürger der Sowjetzone haben nach diesen 
Grundsätzen der Verfassung also das Recht, sich unge­
hindert eine Meinung zu bilden, diese Meinung zu 
äußern, zu verbreiten und ihre Auffassungen —  friedlich 
und unbewaffnet —  in V er Sammlungen zu vertreten. 
Mit dem Verbot der Pressezensur wird auch jede andere 
Form der Beeinträchtigung der Pressefreiheit oder der 
Berichterstattung untersagt. Aus der Garantie des Post­
geheimnisses ergibt sich, daß briefliche Äußerungen nicht 
überwacht und die Verfasser wegen dieser Äußerungen 
nicht verfolgt werden dürfen.

Gelenkte Presse

Das R echt au f M einungsbildung und M einungsäuße­
rung sowie die Freiheit der Presse und der Bericht­
ersta ttung  sind w ichtige Voraussetzungen fü r  eine 
unabhängige politische W illensbildung. Von der Ge­
währleistung dieser R echte und des Rechts auf 
Vereinigungs- und V ersam m lungsfreiheit —  das die 
Verfassung der SB Z  ebenfalls garantiert —  hängt 
es entscheidend ab, ob ein H errschaftssystem  als 
dem okratisch bezeichnet werden kann. Die Verfas­
sung der Sowjetzone fü h r t zw ar alle diese Rechte auf, 
zugestanden werden sie den Bürgern jedoch nicht. Die 
politischen Parteien sind über die Blockausschüsse und 
die Ausschüsse der sogenannten Nationalen Front gleich­
geschaltet und der Führung der SED unterste llt worden. 
Hierüber wurde bereits in  den früher erschienenen 
Teilen I  und I I  dieser D okum entensam m lung ausführ­
lich berichtet. A uch die A uflösung aller sonstigen unab­
hängigen Vereinigungen ist in diesen Teilen ausreichend  
nachgewiesen worden. N eugründungen von Vereinen  
und Vereinigungen außerhalb der kom m unistischen  
M assenorganisationen wurden nicht zugelassen.

A ber auch jede freie M einungsäußerung der Bürger 
wird w eiterhin unterdrückt. W ie sich aus verschiedenen  
in dieser Sam m lung veröffentlichten S trafurteilen  ergibt, 
kann jede Äußerung, die n icht den A uffassungen  der 
herrschenden Partei entspricht, strafrechtliche Verfol­
gung nach sich ziehen. Besonders beeinträchtigt werden  
ferner das Recht, sich unabhängig zu  informieren, sowie 
die Freiheit der Presse und der B erichterstattung. So 
m üssen Inhalt und A usgesta ltung der in der SBZ er­
scheinenden Zeitungen, soweit sie nicht ohnehin Partei­
zeitungen der SED sind, voll au f die Ziele und W ünsche 
der SED ausgerichtet werden.

DOKUMENT 38

Berlin, den 11. 5. 1956

Es erscheint H err NN., zu r Zeit w ohnhaft in W est­
berlin, und erk lä rt — zur W ahrheit erm ahnt — fol­
gendes:

Ich w ar von Ja n u a r 1953 bis April 1956 als R edakteur 
im O rgan der „Dem okratischen B auernpartei D eutsch­
lands“ (DBD), „Bauernecho“, tä tig . Dieses B la tt erhebt 
nach außen den Anspruch, eine unabhängige, nur der 
Politik  der DBD verpflichtete Zeitung zu sein. In  W irk­
lichkeit is t das „Bauernecho“, ebenso wie auch die 
DBD selbst, der allgem einen Linie der SED u n te r­
geordnet. Dies geht daraus hervor, daß der Chefredak­
teu r Leonhard H elm schrott der A bteilung Landw irt­
schaft des Zentralkom itees der SED rechenschafts­
pflichtig ist. E r  oder leitende R edakteure werden m it­
un ter zu der Abteilung L andw irtschaft des ZK bestellt, 
um  dort D irektiven entgegenzunehmen, nach welchen 
Gesichtspunkten die Linie der Zeitung zu führen ist. 
Das ZK der SED m uß auch regelm äßig über die au f­
gestellten  W ochenpläne inform iert werden. Selbstver­
ständlich nehm en auch das P resseam t beim M inister­
präsidenten  und das M inisterium  fü r  Land- und F o rs t­
w irtschaft s ta rken  Einfluß auf die redaktionelle Ge­
sta ltung  der Zeitung. F a s t täglich finden im  P resseam t 
Konferenzen s ta tt, in denen der Redaktion aktuelle 
Hinweise gegeben werden. Einm al in  der Woche m uß 
der C hefredakteur oder ein anderes M itglied des R edak­
tionskollegium s in das P resseam t. In  dieser Wochen­
sitzung, an  der häufig auch der fü r die Landw irtschaft 
zuständige S ekretär des ZK der SED, M ückenberger, 
teilnim m t, w ird der In h a lt des B lattes und auch der 
anderer Zeitungen kritisch  besprochen, und es werden 
Anweisungen darüber erteilt, welche Problem e in  wel­
cher F orm  in der nächsten  Zeit behandelt werden 
müssen.

v. g. u.

gez. U n terschrift gez. U nterschrift

DOKUMENT 39

Berlin, den 8. 5. 1956

E s erscheint H err NN., zur Zeit w ohnhaft in  W est­
berlin, und e rk lä rt — zur W ahrheit erm ahnt — fol­
gendes:

Ich w ar vom Septem ber 1952 bis A pril 1956 als R edak­
teu r bei der in Rostock erscheinenden CDU-Zeitung 
„Der D em okrat" tä tig . Am 28. 4. ste llte ich meine A r­
beit un ter P ro te s t ein, weil s ta t t  m eines w ahrheits­
gem äßen Berichts über eine erw eiterte P lenarsitzung 
des sogenannten B ezirksfriedensrates N eubrandenburg, 
an der auch eine Reihe von Geistlichen teilnahm , ein 
die W ahrheit vollkommen verfälschender Bericht der 
regierungsam tlichen N achrichtenagentur ADN ver­
wendet wurde. Ich erblickte in diesem Vorgehen eine 
besonders k rasse  V erfälschung der W ahrheit aus poli­
tischen Gründen. Da ich im  Anschluß an diesen S chritt 
meine persönliche Sicherheit gefährdet glaubte, 
flüchtete ich nach W estberlin.
Uber die Methoden der W erbung von Abonnenten und 
die H andhabung des V ertriebs von Zeitungen durch 
staatliche Stellen kann  ich au f B efragen folgendes 
m itteilen: Die Ä m ter der staatlichen Postverw altung 
haben „freiwillige Selbstverpflichtungen zur W erbung 
fü r  die sozialistische P resse“ übernommen, in deren 
Rahm en sie sich die W erbung einer bestim m ten Zahl 
von neuen Lesern fü r  die SED -Presse zum Ziele setzen.
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